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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 U 540/21
Datum 23.03.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 U 1204/22
Datum 25.11.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom
23.03.2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃŸergerichtliche Kosten sind im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.
Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung eines Arbeitsunfalls streitig.

Der 1974 geborene KlÃ¤ger ist bei der Beklagten freiwillig als selbststÃ¤ndig
tÃ¤tiger Versicherungsmakler gegen ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten
versichert. Mit Unfallanzeige vom 20.07.2020 teilte er der Beklagten mit, am
27.04.2020 gegen 16:00 Uhr einen MÃ¼ckenstich am FuÃ� rechts erlitten zu haben.
Als Unfallort wurde sein Wohn- und GeschÃ¤ftssitz in L angegeben. Durch den
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MÃ¼ckenstich habe er am rechten FuÃ� eine bakterielle Infektion erlitten, die im
Klinikum E behandelt worden sei.

Im Aufnahmebericht des Klinikums E vom 11.05.2020 wurden
ExtremitÃ¤tenprobleme in Form einer Schwellung des rechten FuÃ�es mit
Schmerzen und Verdacht auf Thrombose, vorbelastet mit Lungenembolien,
festgehalten. Ein Durchgangsarztbericht wurde nicht erstellt.

Der KlÃ¤ger stellte sich am 15.05.2020 beim L1 vor. Seit ca. 3 Wochen bestehe eine
unklare Schwellung des rechten FuÃ�es. Zu diagnostizieren seien ein Hallux valgus
beidseits, ein Schneiderballen beidseits, ein Verdacht auf EkzemfuÃ� rechts, ein
Zustand nach HirnÃ¶dem, ein Zustand nach tiefer Beinvenenthrombose 10.11.2016
rechts und ein Zustand nach Lungenembolie November 2016.

Ausweislich des radiologischen Berichtes des P vom 16.05.2020 bestand ein
Verdacht auf Ekzem des rechten FuÃ�es seit 3 Wochen und keine Stich- oder
Traumaanamnese. Es bestÃ¼nde eine phlegmonÃ¶se [diffuse eitrige
bakterielle] EntzÃ¼ndung des Subkutis [Schicht zwischen Haut und
BindegewebshÃ¼lle] des lateralen MittelfuÃ�es, passend zu einem Insektenstich
bzw. Zeckenbiss. Kein Hinweis auf eine Abszedierung [Vorgang der Abszessbildung]
oder einen tumorÃ¶sen Prozess.

Ausweislich des Arztbriefes des Uklinikums T vom 02.06.2020 befand sich der
KlÃ¤ger vom 02. bis 12.06.2020 in dortiger stationÃ¤rer Behandlung mit der
Diagnose VorfuÃ�phlegmone rechts. Im Arztbrief findet sich der Hinweis, dass der
KlÃ¤ger sich nicht an eine Verletzung oder einen Stich in dieser Region erinnern
kÃ¶nne.

Am 02.07.2020 lieÃ� sich der KlÃ¤ger in der Notaufnahme der Bklinik T zur
Verlaufskontrolle seiner chronischen Wunde im Bereich des rechten VorfuÃ�es
behandeln. Ausweislich der Notaufnahme-Berichte vom 02.07.2020 und 06.07.2020
war beim KlÃ¤ger eine unklare WundheilungsstÃ¶rung des rechten lateralen
VorfuÃ�es nach Schwellung vom April 2020 (vermutlich nach MÃ¼ckenstich) zu
diagnostizieren.

Die B Klinik T diagnostizierte im Arztbrief vom 20.07.2020 nach dortiger
stationÃ¤rer Behandlung vom 10. bis 20.07.2020 eine unklare
WundheilungsstÃ¶rung des rechten lateralen VorfuÃ�es nach Schwellung vom April
2020 (vermutlich nach MÃ¼ckenstich) und einen aktuell chronischen Ulcus Ã¼ber
der Strecksehne am rechten FuÃ�rÃ¼cken.
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D der Klinik fÃ¼r Unfallchirurgie und OrthopÃ¤die, Klinikum E, lieÃ� Ã¼ber sein
Sekretariat der Beklagten telefonisch am 23.07.2020 mitteilen, dass der KlÃ¤ger
sich Mitte Mai 2020 aufgrund einer Thrombose erstmals seit 2017 im Klinikum E
vorgestellt habe und ihnen von einem infizierten MÃ¼ckenstich im April diesen
Jahres nichts bekannt sei.

Auf entsprechende schriftliche Nachfrage der Beklagten vom 05.08.2020 teilte der
KlÃ¤ger mit Schreiben vom 07.08.2020 mit, im Zeitpunkt des Insektenstichs habe er
sich im BÃ¼ro im Erdgeschoss, dem Hauptsitz seines Gewerbes, befunden. Er sei
mit Datenerfassungsarbeiten am PC beschÃ¤ftigt gewesen. Bei dem Insekt habe es
sich vermutlich um eine MÃ¼cke gehandelt, und er habe sofort ein Jucken und eine
RÃ¶tung festgestellt. Â Er habe das Insekt allerdings nicht gesehen. Daraufhin habe
er eine kÃ¼hlende Salbe aufgetragen. Wegen des Insektenstichs sei er bei
verschiedenen Ã�rzten (G, S, S1 sowie in der Uni T und der B Klinik T) behandelt
worden.

In der Folgezeit holte die Beklagte bei den vom KlÃ¤ger angegebenen
behandelnden Ã�rzten weitere AuskÃ¼nfte ein.

Der S1 teilte mit Schreiben vom 24.08.2020 und 15.09.2020 mit, dass ein Unfall
vom 27.04.2020 nicht von ihm mitbehandelt worden sei. Der KlÃ¤ger habe ihn
wegen eines tiefen Ulcus rechts am FuÃ�rÃ¼cken erstmals am 23.06.2020 Ã¤rztlich
in Anspruch genommen. Zu diagnostizieren sei ein Zustand nach
VorfuÃ�phlegmone mit Abszedierung im Bereich der Strecksehne 5. Strahl rechts.
Es bestehe zuletzt noch eine kleine Kruste bei ansonsten verschlossener Wunde.

Die G berichtete in einem undatierten Antwortschreiben an die Beklagte, den
KlÃ¤ger am 26.05.2020 ambulant gesehen zu haben. Ein Unfall sei ihr nicht
bekannt. Zu diagnostizieren seien ein Insektenstich, Staphylococcus epidermidis
[Bakteriumsart], ein Abszess und Weichteilphlegmone mit intermittierendem
Vorhofflimmern als Nebenwirkung auf Medikamente.

Die S2 fÃ¼hrte mit Schreiben vom 14.09.2020Â  aus, den KlÃ¤ger erstmals am
19.05.2020 um 11:00 Uhr behandelt zu haben. Er sei mit einer Schwellung am
rechten FuÃ�rÃ¼cken, welche er bereits seit dreieinhalb Wochen gehabt habe,
erschienen. Von einem Unfall sei keine Rede gewesen. Zu diagnostizieren sei eine
beginnende Phlegmone am rechten FuÃ�rÃ¼cken gewesen.

Auf telefonische Nachfrage der Beklagten teilte das Sekretariat von D am
28.09.2020 mit, der KlÃ¤ger habe bei Notaufnahme Ã¼ber Schmerzen am bzw. im
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rechten FuÃ� geklagt. Aufgrund einer Vorbelastung mit einer Thrombose (Embolie)
habe er um eine AbklÃ¤rung gebeten. Angaben zu einem Stichereignis oder einem
Ereignis bei der Arbeit seien seinerseits nie gemacht worden. Ansonsten hÃ¤tten sie
es in einem Durchgangsarztbericht erfasst.

Mit Bescheid vom 05.10.2020 lehnte die Beklagte die Feststellung eines
Versicherungsfalls vom 27.04.2020 ab. Ein Anspruch auf Leistungen der
gesetzlichen Unfallversicherung wegen des beim KlÃ¤ger festgestellten
Gesundheitsschadens (VorfuÃ�phlegmonenbildung mit Abszessbildung seitlich des
Kleinzehenstrahls rechts mit operativ zu versorgender WundheilungsstÃ¶rung)
bestehe nicht. Zur BegrÃ¼ndung wurde insbesondere ausgefÃ¼hrt, ein
MÃ¼ckenstich wÃ¤hrend einer versicherten TÃ¤tigkeit kÃ¶nne eine unter
Versicherungsschutz stehende sogenannte Gefahr des tÃ¤glichen Lebens sein. Der
KlÃ¤ger habe jedoch angegeben, dass er ein Insekt zum Zeitpunkt des
angegebenen erlittenen Stiches nicht gesehen bzw. wahrgenommen habe. Lediglich
vermutlich habe es sich um eine MÃ¼cke gehandelt. Nach den Angaben des
KlÃ¤gers und den vorgelegten und vorliegenden medizinischen Unterlagen sei ein
am 27.04.2020 erlittener Arbeitsunfall nicht mit der erforderlichen Beweiskraft
bewiesen.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger mit E-Mail vom 07.10.2020 Widerspruch ein und
fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass die gesamte Beurteilung der Beklagten â��von
Beginn an auf Ablehnung ausgerichtetâ�� gewesen sei.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21.12.2020 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, weiterhin bestÃ¼nden Zweifel am
Vorliegen eines Versicherungsfalles. Das Vorliegen eines Arbeitsunfalls sei nicht mit
der erforderlichen Beweiskraft erwiesen. Die Nichterweislichkeit von Tatsachen, aus
denen der KlÃ¤ger gÃ¼nstige Rechtsfolgen herleiten wolle, gehe zu seinen Lasten.
Die Beweispflicht fÃ¼r die anspruchsbegrÃ¼ndende Tatsache der versicherten
TÃ¤tigkeit zum Zeitpunkt eines behaupteten MÃ¼ckenstichs obliege dem KlÃ¤ger.
Dies entspreche den in der gesetzlichen Unfallversicherung geltenden
BeweismaÃ�stÃ¤ben.

Deswegen hat die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers am 12.02.2021 durch
seine BevollmÃ¤chtigte Klage zum Sozialgericht Stuttgart (SG) erhoben. Sie hat
unter Bezugnahme auf das Urteil des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg
vom 28.09.2006, L 10 U 3430/05, vorgetragen, bei Insektenstichen sei ein
Arbeitsunfall dann nicht gegeben, wenn nicht dargelegt und bewiesen werden
kÃ¶nne, wann und wo der Insektenstich erfolgt sei. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne jedoch
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genaue Angaben zu Zeit und Ort des Insektenstichs machen, weshalb hier ein
Arbeitsunfall in Form eines Unfalls des tÃ¤glichen Lebens anerkannt werden
mÃ¼sse. Er kÃ¶nne auch belegen, dass der Insektenstich gegen 16:00 Uhr bzw.
16:30 Uhr am 27.04.2020 erfolgt sei. In der Folgezeit habe er bei den behandelnden
Ã�rzten mehrfach von einem Insektenstich als Ursache seiner
GesundheitsstÃ¶rungen gesprochen.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG mit Gerichtsbescheid vom 23.03.2022,
der ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 30.03.2022 zugestellt, die Klage
abgewiesen. Entscheidend sei, ob sich infolge einer wÃ¤hrend der
SchreibtischtÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers am 27.04.2020 konkret ausgeÃ¼bten und
versicherten Verrichtung eine durch einen Versicherungstatbestand des SGB VII
geschÃ¼tzte Gefahr verwirklicht habe, oder ob stattdessen eine unversicherte
Wirkursache fÃ¼r das Unfallereignis verantwortlich gewesen sei. Hier habe der
KlÃ¤ger das Insekt, das ihn gestochen haben soll, nicht selbst wahrgenommen und
gesehen. Zeugen hÃ¤tten nach den eigenen Angaben des KlÃ¤gers den
Insektenstich und die Einstellung der TÃ¤tigkeit um 17:00 Uhr sowie die vom
KlÃ¤ger selbst durchgefÃ¼hrten BehandlungsmaÃ�nahmen nicht beobachtet. Der
KlÃ¤ger sei nach eigenen Angaben auch erstmals am 11.05.2020 zur Ã¤rztlichen
Behandlung ins Klinikum E gegangen, wo nach der Aussage der SekretÃ¤rin von D
Angaben zu einem Insektenstich oder einem Ereignis bei der Arbeit Ã¼berhaupt
nicht gemacht worden seien. Bereits deshalb seien weder das Unfallereignis noch
die UnfallkausalitÃ¤t nachgewiesen bzw. hinreichend wahrscheinlich. Im Ã�brigen
seien weder die nÃ¤heren UnfallumstÃ¤nde (Art des Insekts, war es Ã¼berhaupt ein
Insekt, war Ã¼berhaupt ein Insekt in dem Raum, in welcher Situation wurde der
KlÃ¤ger gestochen) noch die Handlungstendenz im Unfallzeitpunkt erwiesen und
nachgewiesen, weshalb sich die rechtliche Wesentlichkeit der Unfallursache,
nÃ¤mlich ein Sachzusammenhang der objektiv fÃ¼r das Erleiden der
Insektenstichverletzung ursÃ¤chlichen Verrichtung der TÃ¤tigkeit als
Versicherungsmakler, nicht feststellen lasse.

Deswegen hat die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit Schreiben vom
08.04.2022, per beA am 20.04.2022 beim Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg (LSG) eingegangen, Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie
ausgefÃ¼hrt, das SG hÃ¤tte zumindest die Ehefrau des KlÃ¤gers, welche zum
Zeitpunkt des Insektenstichs im Hause gewesen sei, als Zeugin anhÃ¶ren
mÃ¼ssen. Der KlÃ¤ger habe am Tag des Insektenstichs nach einem Kundentermin
ab ca. 15:45 Uhr im Homeoffice gearbeitet. Der Insektenstich sei gegen 16/16.30
Uhr erfolgt; am Nachmittag habe er â��irgendwas am FuÃ� wahrgenommenâ��.
Weder habe er eine MÃ¼cke noch ein anderweitiges Insekt gesehen, was ihn am
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Ereignistag gestochen hÃ¤tte. Es habe sich aber so angefÃ¼hlt wie ein
MÃ¼ckenstich. Der rechte FuÃ� sei in einer Stunde angeschwollen, das Thema sei
fÃ¼r den KlÃ¤ger dann zunÃ¤chst â��erledigtâ�� gewesen. Seine Frau sei an dem
Tag zuhause gewesen, habe sich allerdings wÃ¤hrend seiner Arbeit am Nachmittag,
wÃ¤hrend des Anschwellens des FuÃ�es bzw. wÃ¤hrend des Einstichzeitpunktes,
nicht im Zimmer aufgehalten. Anzumerken sei, dass die sozialgerichtliche
Rechtsprechung gerade bei ArbeitsunfÃ¤llen im Zusammenhang mit Infektionen
einen fÃ¼r den Versicherten Ã¤uÃ�erst nachteiligen BeweismaÃ�stab anlege. Es
seien kaum FÃ¤lle denkbar, in denen im Vollbeweis nachgewiesen werden kÃ¶nne,
dass im Moment der Infektion eine versicherte TÃ¤tigkeit vorgelegen habe.
Erschwerend komme hinzu, dass es in Arztberichten nicht darum gehe, wann und
wo und bei welcher konkreten TÃ¤tigkeit des Patienten ein Insekt gestochen habe.
Aus diesem Grund kÃ¶nne einem Arztbericht im Hinblick auf die UmstÃ¤nde eines
Insektenstichs lediglich ein nur geringer Beweiswert zukommen. Im Ã�brigen sei
dem KlÃ¤ger seinerzeit weder bewusst noch bekannt gewesen, dass er den
MÃ¼ckenstich zeitnah bei der Beklagten hÃ¤tte melden sollen bzw. mÃ¼ssen. Es
werde angeregt, im Rahmen des Amtsermittlungsgrundsatzes einen
SachverstÃ¤ndigen mit der Begutachtung der Frage beauftragen, dass die Ursache
einer Phlegmone in einem MÃ¼ckenstich liegen kÃ¶nne.

Die ProzessbevollmÃ¤chtigte beantragt sachdienlich gefasst,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 23.03.2022 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 05.10.2020 in der Fassung des Widerspruchsbescheids
vom 21.12.2020 aufzuheben und festzustellen, dass das Ereignis vom 27.04.2020
(Insektenstich) ein Arbeitsunfall ist.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte erachtet die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt
ergÃ¤nzend vor, es genÃ¼ge nicht, dass ein Versicherter sich im Unfallzeitpunkt
aus betrieblichen GrÃ¼nden an einer Unfallstelle befinde. Vielmehr wÃ¤re Ã¼ber
einen solchen Ã¶rtlichen und zeitlichen Zusammenhang hinaus zu fordern, dass
zwischen einer erledigten TÃ¤tigkeit und dem Unfall ein rechtlich wesentlicher
Zusammenhang im Sinne der im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung
geltenden KausalitÃ¤tslehre der wesentlichen Bedingung bestÃ¼nde. Der KlÃ¤ger
habe anlÃ¤sslich der ErÃ¶rterung am 12.09.2022 auf nochmaliges Befragen keinen
eindeutigen Insektenstich angeben kÃ¶nnen. Selbst in der Hautklinik T habe er
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anlÃ¤sslich der dortigen Erstvorstellung im Juni 2020 kein Stichereignis in dieser
Region geltend gemacht. Es erschlieÃ�e sich daher weiterhin nicht, inwieweit die
Ehefrau des KlÃ¤gers, die wÃ¤hrend der Arbeitszeit des BerufungsklÃ¤gers am
27.04.2020 insbesondere am Nachmittag nicht in dessen BÃ¼ro war, einen am
27.04.2020 erlittenen Insektenstich bezeugen kÃ¶nne.

Die Beteiligten haben sich im ErÃ¶rterungstermin vom 12.09.2022 mit einer
Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die gewechselten SchriftsÃ¤tze sowie die BehÃ¶rdenakten der
Beklagten sowie die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144, 151 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zulÃ¤ssige
Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der Senat auf Grund des EinverstÃ¤ndnisses der
Beteiligten nach Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheidet, ist unbegrÃ¼ndet. Die Beklagte hat zu Recht die Feststellung des
Ereignisses vom 27.04.2020 als Arbeitsunfall abgelehnt und das SG die Klage
abgewiesen.

ArbeitsunfÃ¤lle sind UnfÃ¤lle von Versicherten infolge einer den
Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3, 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit
(versicherte TÃ¤tigkeit; Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). UnfÃ¤lle sind zeitlich begrenzte,
von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende Ereignisse, die zu einem
Gesundheitsschaden oder zum Tod fÃ¼hren (Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII). FÃ¼r das
Vorliegen eines Arbeitsunfalls i. S. des Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII ist danach in der
Regel erforderlich, dass die Verrichtung des Versicherten zur Zeit des Unfalls der
versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist (innerer bzw. sachlicher Zusammenhang),
dass diese Verrichtung zu dem zeitlich begrenzten von auÃ�en auf den KÃ¶rper
einwirkenden Ereignis â�� dem Unfallereignis â�� gefÃ¼hrt hat und das
Unfallereignis einen Gesundheits(-erst-)schaden oder den Tod des Versicherten
verursacht (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) hat. Die Entstehung lÃ¤nger
andauernder Unfallfolgen aufgrund des Gesundheits(-erstschadens
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) ist nicht Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung
eines Arbeitsunfalls (stÃ¤ndige Rechtsprechung, vgl. stellvertretend BSG, Urteile
vom 09.05.2006 â�� BÂ 2Â U 1/05 R, B 2 U 40/05 R und B 2 U 26/04 R, jeweils in
juris).
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Nach der im Sozialrecht anzuwendenden Theorie der wesentlichen Bedingung
werden als kausal und rechtserheblich nur solche Ursachen angesehen, die wegen
ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt
haben (st. Rspr., vgl. BSG vom 12.04.2005 â�� B 2 U 27/04 R â�� BSGE 94, 269 = 
SozR 4-2700 Â§ 8 Nr 15, jeweils RdNr 11). Welche Ursache wesentlich ist und
welche nicht, muss aus der Auffassung des praktischen Lebens Ã¼ber die
besondere Beziehung der Ursache zum Eintritt des Erfolgs bzw.
Gesundheitsschadens abgeleitet werden (BSGE 1, 72, 76).

Die Theorie der wesentlichen Bedingung beruht ebenso wie die im Zivilrecht
geltende AdÃ¤quanztheorie (vgl. dazu BSGE 63, 277, 280 = SozR 2200 Â§ 548 Nr.
91) auf der naturwissenschaftlich-philosophischen Bedingungstheorie als
Ausgangsbasis. Nach dieser ist jedes Ereignis Ursache eines Erfolges, das nicht
hinweg gedacht werden kann, ohne dass der Erfolg entfiele (conditio sine qua non).
Aufgrund der Unbegrenztheit der naturwissenschaftlich-philosophischen Ursachen
fÃ¼r einen Erfolg ist fÃ¼r die praktische Rechtsanwendung in einer zweiten
PrÃ¼fungsstufe die Unterscheidung zwischen solchen Ursachen notwendig, die
rechtlich fÃ¼r den Erfolg verantwortlich gemacht werden bzw. denen der Erfolg
zugerechnet wird, und den anderen, fÃ¼r den Erfolg rechtlich unerheblichen
Ursachen.

Bei mehreren Ursachen ist sozialrechtlich allein relevant, ob das Unfallereignis
wesentlich war. Ob eine konkurrierende (Mit-)Ursache auch wesentlich war, ist
unerheblich. Ist jedoch eine Ursache oder sind mehrere Ursachen gemeinsam
gegenÃ¼ber einer anderen von Ã¼berragender Bedeutung, so ist oder sind nur die
erstgenannte(n) Ursache(n) â��wesentlichâ�� und damit Ursache(n) im Sinne des
Sozialrechts. Die andere Ursache, die zwar naturwissenschaftlich ursÃ¤chlich ist,
aber (im zweiten PrÃ¼fungsschritt) nicht als â��wesentlichâ�� anzusehen ist und
damit als Ursache nach der Theorie der wesentlichen Bedingung und im Sinne des
Sozialrechts ausscheidet, kann in bestimmten Fallgestaltungen als
â��Gelegenheitsursacheâ�� oder AuslÃ¶ser bezeichnet werden. FÃ¼r den Fall, dass
die kausale Bedeutung einer Ã¤uÃ�eren Einwirkung mit derjenigen einer bereits
vorhandenen krankhaften Anlage zu vergleichen und abzuwÃ¤gen ist, ist darauf
abzustellen, ob die Krankheitsanlage so stark oder so leicht ansprechbar war, dass
die â��AuslÃ¶sungâ�� akuter Erscheinungen aus ihr nicht besonderer, in ihrer Art
unersetzlicher Ã¤uÃ�erer Einwirkungen bedurfte, sondern dass jedes andere
alltÃ¤glich vorkommende Ereignis zu derselben Zeit die Erscheinung ausgelÃ¶st
hÃ¤tte. Bei der AbwÃ¤gung kann der Schwere des Unfallereignisses Bedeutung
zukommen (vgl. zum Vorstehenden insgesamt BSG, Urteile vom 09.05.2006, a.a.O.
). Bei dieser Frage ist zu Ã¼berlegen, ob die Supraspinatussehne des KlÃ¤gers auch
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bei einer fiktiv einwirkenden arbeitsunabhÃ¤ngigen Alltagseinwirkung gerissen
wÃ¤re (vgl. Senatsurteile vom 12.05.2021 â�� L 8 U 2163/20 -, vom 30.06.2017 â��
L 8 U 2553/15 â�� juris, sowie vom 30.09.2016 â�� L 8 U 1061/15 â�� und â�� 
LÂ 8Â UÂ 228/16 -). Insoweit ist bei der Beurteilung einer Gelegenheitsursache
darauf abzustellen, ob auch bei einem Austausch des tatsÃ¤chlichen Ereignisses
durch ein alltÃ¤gliches Ereignis (zur Austauschbarkeit vgl. BSG 09.05.2006 â�� B 2
U 1/05 R â�� juris) der Gesundheitsschaden eingetreten wÃ¤re (Senatsurteile vom
12.05.2021 â�� L 8 U 2163/20 â�� und vom 30.09.2016 â�� LÂ 8 U 1061/15 -).

Beweisrechtlich ist zu beachten, dass der je nach Fallgestaltung ggf. aus einem oder
mehreren Schritten bestehende Ursachenzusammenhang zwischen dem
Unfallereignis und den Unfallfolgen als anspruchsbegrÃ¼ndende Voraussetzung
positiv festgestellt werden muss. FÃ¼r die Feststellung des
Ursachenzusammenhangs â�� der haftungsbegrÃ¼ndenden und der
haftungsausfÃ¼llenden KausalitÃ¤t â�� genÃ¼gt hinreichende Wahrscheinlichkeit
(st. Rspr. BSGE 19, 52 = SozR Nr. 62 zu Â§Â 542 a. F. RVO; BSGE 32, 203, 209 =
SozR Nr. 15 zu Â§ 1263 a. F. RVO; BSGE 45, 285, 287 = SozR 2200 Â§ 548 Nr. 38,
BSGE 58, 80, 83 = SozR 2200 Â§ 555a Nr. 1). Diese liegt vor, wenn mehr fÃ¼r als
gegen den Ursachenzusammenhang spricht und ernste Zweifel ausscheiden; die
reine MÃ¶glichkeit genÃ¼gt nicht (BSG, Urteil vom 09.05.2006 a.a.O. m.w.N.).
Dagegen mÃ¼ssen die Krankheit, die versicherte TÃ¤tigkeit und die durch sie
bedingten schÃ¤digenden Einwirkungen einschlieÃ�lich deren Art und AusmaÃ� i. S.
des â��Vollbeweisesâ��, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit,
nachgewiesen werden (BSG SozR 3-5670 Anl. 1 Nr. 2108 Nr. 2 m.w.N.).

Nach neuerer Rechtsprechung des BSG (vgl. BSG, Urteil vom 26.11.2019Â â�� B 2 U
8/18 RÂ â��, in juris Rn.Â 18) ist als Unfallereignis ein Ã¤uÃ�eres Ereignis als
ausreichend anzusehen und ein solches von auÃ�en auf den KÃ¶rper wirkendes
Ereignis dann zu verneinen, wenn jeder Ã¤uÃ�ere AnknÃ¼pfungspunkt
(Umweltreiz) fehlt. Hiernach kÃ¶nnen bereits bloÃ�e Wahrnehmungen (Sehen,
HÃ¶ren, Schmecken, Ertasten, Riechen) Ã¤uÃ�ere Ereignisse darstellen. Nur
wenn ein Ã¤uÃ�erer AnknÃ¼pfungspunkt (Umweltreiz) fÃ¼r einen Sinneseindruck
fehlte oder sich nicht mehr feststellen lieÃ�e, wÃ¤re schon ein â��Ereignisâ�� (im
Sinne eines tatsÃ¤chlichen, dynamischen Geschehens), das â��von auÃ�enâ�� auf
den KÃ¶rper bzw. die Psyche einwirkt, zu verneinen (BSG, Urteil vom 29.11.2011
â�� B 2 U 10/11 RÂ â�� ).Â 

Ausgehend von diesen MaÃ�stÃ¤ben vermag der Senat am geltend gemachten
Ereigniszeitpunkt des 27.04.2020 gegen 16:00 bzw. 16:30 Uhr kein von auÃ�en auf
den KÃ¶rper wirkendes Ereignis als Grundlage eines Unfallereignisses festzustellen.
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Weder der Vorgang selbst noch eine Einstichstelle sind nachgewiesen. Insbesondere
lÃ¤sst sich kein von KlÃ¤gerseite geltend gemachter MÃ¼ckenstich oder sonstiger 
Ã¤uÃ�erer AnknÃ¼pfungspunkt (Umweltreiz) fÃ¼r einen Sinneseindruck wÃ¤hrend
dessen beruflicher TÃ¤tigkeit im Homeoffice am 27.04.2020 gegen 16:00 bzw.
16:30 Uhr feststellen. So war bei dem angeblichen Insektenstich zum Zeitpunkt des
geltend gemachten Ereignisses niemand auÃ�er dem KlÃ¤ger im Raum. Selbst der
KlÃ¤ger hat nach seinen eigenen Angaben zum geltend gemachten
Ereigniszeitpunkt weder ein Insekt noch einen Insektenstich wahrgenommen.
Vielmehr hat er im ErÃ¶rterungstermin erklÃ¤rt, am Nachmittag â��irgendwas am
FuÃ� wahrgenommenâ�� zu haben, und dass es sich (lediglich) â��wie ein
MÃ¼ckenstich angefÃ¼hltâ�� habe. Insoweit ist auch zu berÃ¼cksichtigen, dass
der KlÃ¤ger erst mit Unfallanzeige vom 20.07.2020, also rund 3 Monate spÃ¤ter,
gegenÃ¼ber der Beklagten geltend gemacht hat, am 27.04.2020 gegen 16:00 Uhr
einen MÃ¼ckenstich am FuÃ� rechts erlitten zu haben. Noch bei der Vorstellung bei
D am 11.05.2020 bat der KlÃ¤ger um eine AbklÃ¤rung seiner Beschwerden am
rechten FuÃ� nicht aufgrund eines Stichereignisses, sondern aufgrund einer
Vorbelastung mit einer Thrombose (Embolie). Angaben zu einem Stichereignis oder
einem Unfallereignis bei der Arbeit wurden vom KlÃ¤ger nach der Einlassung des
Sekretariats von D nicht gemacht, was plausibel erscheint, weil ansonsten Angaben
zu einem Unfallereignis in einem Durchgangsarztbericht erfasst worden wÃ¤ren.
SpÃ¤tere AusfÃ¼hrungen in Arztberichten und Befundberichten zu einem
vermeintlichen bzw. vermuteten MÃ¼ckenstich am geltend gemachten
Ereigniszeitpunkt des 27.04.2020 gegen 16:00 bzw. 16:30 Uhr wÃ¤hrend der
beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers beruhen allein auf dessen entsprechenden
Angaben und sind nicht geeignet, ein Unfallereignis im Sinne eines tatsÃ¤chlichen,
dynamischen Geschehens, das von auÃ�en auf den KÃ¶rper bzw. die Psyche
einwirkt, festzustellen. Im Ã�brigen hat sich der KlÃ¤ger ausweislich des Arztbriefes
des Uklinikums T vom 02.06.2020 nach einer dortigen Behandlung vom 02. bis
12.06.2020 mit der Diagnose VorfuÃ�phlegmone rechts ausdrÃ¼cklich nicht an eine
Verletzung oder einen Stich im Bereich des rechtem VorfuÃ�es erinnern kÃ¶nnen.

Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass der geltend gemachte
Gesundheitsschaden, konkret die seinerzeitige EntzÃ¼ndung am rechten FuÃ� des
KlÃ¤gers, nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf das Ereignis vom
27.04.2020 rechtlich wesentlich zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Insoweit ist, wie oben
ausgefÃ¼hrt, festzustellen, dass der KlÃ¤ger sich 3 Wochen nach dem geltend
gemachten Ereignis mit Beschwerden am rechten FuÃ� selbst aufgrund einer von
ihm angenommenen anderen Ursache (Vorbelastung mit einer Thrombose) und
nicht aufgrund einer vermeintlichen Stichverletzung in Ã¤rztliche Behandlung
begeben hat. Im Ã�brigen reicht selbst der fehlende Nachweis eines Vorschadens
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fÃ¼r die BegrÃ¼ndung des Kausalzusammenhangs nicht aus (Senatsurteil vom
12.05.2021 â�� L 8 U 2163/20 -, vgl. auch LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom
11.12.2008, LÂ 6 U 169/04, in juris Rn. 35). Jedenfalls ist nicht wahrscheinlich, dass
ein etwaiger Insektenstich zur EntzÃ¼ndung des rechten FuÃ�es des Versicherten
fÃ¼hrte. Insoweit wÃ¤re â�� dies ist dem KlÃ¤ger zuzugeben â�� ein ursÃ¤chlicher
Zusammenhang zwischen dem behaupteten Insektenstich und der EntzÃ¼ndung an
dessen rechten FuÃ� zwar denkbar. KÃ¤me allein ein solcher Geschehensablauf in
Betracht, wÃ¼rde dies fÃ¼r die Bejahung des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs
genÃ¼gen. FÃ¼r die hier in Rede stehende haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t gilt
aber, wie oben ausgefÃ¼hrt, die Theorie der wesentlichen Bedingung (vgl. hierzu
und zum NachfolgendenÂ auch BSG, Urteil vom 12.04.2005, B 2 U 27/04 R,Â in
juris). Diese setzt zunÃ¤chst einen naturwissenschaftlichen
Ursachenzusammenhang zwischen dem Unfallereignis (hier: dem geltend
gemachten Insektenstich) und dem Gesundheitsschaden (hier: der EntzÃ¼ndung
am rechten FuÃ�) voraus und in einem zweiten wertenden Schritt, dass das
versicherte Unfallereignis fÃ¼r den Gesundheitsschaden wesentlich war. Denn als
im Sinne des Sozialrechts ursÃ¤chlich und rechtserheblich werden nur solche
Ursachen angesehen, die wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen
Eintritt wesentlich mitgewirkt haben. Gab es neben der versicherten Ursache noch
konkurrierende Ursachen, z.B. Krankheitsanlagen wie hier die frÃ¼here, vom
KlÃ¤ger zunÃ¤chst selbst als Ursache angenommene Thrombose (Embolie), so war
die versicherte Ursache nur wesentlich, solange die unversicherte Ursache nicht von
Ã¼berragender Bedeutung war. MaÃ�gebend ist, ob die Wahrscheinlichkeit
gegeben ist, dass gerade diese Ursache (hier der geltend gemachte Insektenstich)
die wesentliche Bedingung der bakteriellen EntzÃ¼ndung des rechten FuÃ�es war
(vgl.Â BSG, Urteil vom 12.05.1992, Az.: 2 RU 26/91,Â in juris). Das lÃ¤sst sich nicht
begrÃ¼nden. Letztlich begibt man sich im vorliegenden Fall, wenn man Aussagen
Ã¼ber die Wahrscheinlichkeit eines Insektenstichs vom 27.04.2020 als wesentliche
Ursache der bakteriellen EntzÃ¼ndung des rechten FuÃ�es des KlÃ¤gers machen
will, in den Bereich der Spekulation. Dies ergibt sich auch aus dem Arztbrief der B
Klinik T vom 20.07.2020 nach dortiger stationÃ¤rer Behandlung vom 10. bis
20.07.2020. Hierin wurde eine unklare WundheilungsstÃ¶rung des rechten lateralen
VorfuÃ�es nach Schwellung vom April 2020 diagnostiziert und lediglich vermutet,
dass dies auf einen MÃ¼ckenstich zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Hierauf lÃ¤sst sich die
Feststellung eines Arbeitsunfalles nicht stÃ¼tzen.

Nach alledem kann offenbleiben, ob sich bei dem geltend gemachten MÃ¼ckenstich
lediglich ein allgemeines Lebensrisiko verwirklicht hat, das nicht vom Schutz der
gesetzlichen Unfallversicherung erfasst wird. Zwar steht das geltend gemachte
schÃ¤digende Ereignis, hier der MÃ¼ckenstich, in einem zeitlichen und Ã¶rtlichen
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Zusammenhang mit der versicherten betrieblichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers. Nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts muss sich auch keine besondere Betriebsgefahr
verwirklichen, wenn sich der Unfall bei einer versicherten Verrichtung ereignet. Auch
sogenannte â��UnfÃ¤lle des tÃ¤glichen Lebensâ�� kÃ¶nnen hiernach versichert sein wie
ein Insektenstich oder ein bakterieller oder viraler Infekt. Umgekehrt scheidet
Versicherungsschutz grundsÃ¤tzlich aus, wenn gerade eine wesentlich privatwirtschaftliche
TÃ¤tigkeit verrichtet wird (zu alldem siehe Bieresborn, Gesetzlicher
Unfallversicherungsschutz im Homeoffice und bei mobiler Arbeit, WzS 2022 , 3-11, in juris
m.w.N.). Fraglich ist jedoch, ob die vom KlÃ¤ger verrichtete TÃ¤tigkeit (hier als
Versicherungsmakler im Homeoffice am PC) Anlass bietet, einen inneren Zusammenhang
zwischen der betrieblichen TÃ¤tigkeit und dem schÃ¤digenden Ereignis zu bejahen (vgl.
Landessozialgericht fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 26.06.1969 â�� L 17 U
34/68 â�� , in juris). Dies gilt umso mehr, als dass die ArbStÃ¤ttV bei einer versicherten
TÃ¤tigkeit im Homeoffice (abgesehen von TelearbeitsplÃ¤tzen i.S.v.Â Â§Â 2 Abs.Â 7
ArbStÃ¤ttV) grundsÃ¤tzlich keine Anwendung findet, so dass der Arbeitgeber dann gerade
nicht durch die Auswahl des gestellten Materials z.B. in Form ergonomischer Hard- und
Software oder fehlende Zustimmung zu den verwendeten EinrichtungsgegenstÃ¤nden
Einfluss auf die Arbeitssicherheit nehmen kann. Ihm stehen trotz der Verpflichtung, die
Sicherheit und Gesundheit des Arbeitnehmers zu gewÃ¤hrleisten (Â§Â 3 ArbSchG), insoweit
nur begrenzte MÃ¶glichkeiten zur VerfÃ¼gung. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Art.Â 13 GG) verhindert, dass sich der Arbeitgeber ohne EinverstÃ¤ndnis des das
Hausrecht ausÃ¼benden Arbeitnehmers vor Ort ein Bild machen kann. Auch die
zustÃ¤ndigen ArbeitssicherheitsbehÃ¶rden dÃ¼rfen gem.Â Â§Â 22 Abs.Â 2 SatzÂ 6
ArbSchG in Wohnungen befindliche ArbeitsstÃ¤tten ohne EinverstÃ¤ndnis der Bewohner
oder Nutzungsberechtigten nur betreten, besichtigen und prÃ¼fen, soweit dies zur
VerhÃ¼tung dringender Gefahren fÃ¼r die Ã¶ffentliche Sicherheit und Ordnung
erforderlich ist. Gleiches gilt fÃ¼r die Befugnisse von Aufsichtspersonen der UV-TrÃ¤ger
nachÂ Â§Â 19 SGB VII. Bei sonstiger mobiler Arbeit steht der Arbeitsort fÃ¼r gewÃ¶hnlich
noch gar nicht fest, was Arbeitgeber und zustÃ¤ndige BehÃ¶rden erst recht vor das
faktische Problem stellt, wie eine PrÃ¼fung erfolgen soll. Der Aspekt der
PrÃ¤ventionsmÃ¶glichkeiten lÃ¤sst sich bei der Auslegung nicht eindeutiger Normen im
Hinblick auf die geringe Normdichte in der gesetzlichen Unfallversicherung und das neben
dem sozialen Schutzprinzip geltende Prinzip der HaftungsablÃ¶sung (Â§Â§Â 104 ff. SGB VII),
das letztlich Grund fÃ¼r die ausschlieÃ�liche Arbeitgeberfinanzierung ist, wertend
berÃ¼cksichtigen (Bieresborn, Gesetzlicher Unfallversicherungsschutz im Homeoffice und
bei mobiler Arbeit, WzS 2022 , 3-11, in juris m.w.N.). Diese Gesichtspunkte dÃ¼rften
dafÃ¼r sprechen, dass es sich bei dem hier geltend gemachten MÃ¼ckenstich wÃ¤hrend
der mit offenem Fenster erfolgten TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers im Homeoffice um ein
allgemeines Lebensrisiko handelt, welches nicht vom Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung erfasst ist. Wie oben dargelegt, kommt es hierauf jedoch nicht an, weil
bereits ein geeignetes Unfallgeschehen im hier zu entscheidenden Fall nicht festgestellt
werden kann.
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Weitere MÃ¶glichkeiten der Ermittlung sieht der Senat nicht. Insbesondere wÃ¼rde
eine Vernehmung der Ehefrau des KlÃ¤gers als Zeugin zu keiner weiteren KlÃ¤rung
des Unfallherganges fÃ¼hren, da sie weder das geltend gemachte Unfallereignis
noch das Insekt oder den Insektenstich beobachtet hat und nach dem klÃ¤gerischen
Vortrag wÃ¤hrend des geltend gemachten Ereignisses nicht im Raum war.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor. 
Â 

Erstellt am: 20.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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